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3 2 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz vom 18. Juli 1968 betreffend die
Errichtung einer zweiten Notarstelle in

Bludenz

Auf Grund des § 9 der Notariatsordnung
vom 25. Juli 1871, RGBl. Nr. 75, wird verord-
net:

Im Sprengel des Landesgerichtes Feldkirch
wird mit Wirksamkeit vom 1. Mai 1969 eine
weitere Notarstelle mit dem Amtssitz in Bludenz
errichtet.

Klecatsky

3 2 3 . Verordnung des Bundesministeriums
für Inneres vom 2. August 1968 betreffend
die Übertragung der durch Sicherheitsorgane
zu versehenden Grenzkontrolle auf Bedien-

stete der Zollämter und der Zollwache

Auf Grund des § 2 Abs. 1 und des § 5 des
Bundesgesetzes vom 21. Juni 1967, BGBl.
Nr. 220, betreffend die Übertragung der durch
Sicherheitsorgane zu versehenden Grenzüber-
wachung und Grenzkontrolle auf Bedienstete der
Zollämter und der Zollwache, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Fi-
nanzen verordnet:

§ 1. Die durch Sicherheitsorgane zu versehende
Grenzkontrolle wird

a) an allen Grenzübergängen,

b) an allen Ankunfts- und Abfahrtsstellen von
Land-, Luft- und Wasserfahrzeugen, soweit
an solchen Ankunfts- oder Abfahrtsstellen
eine Grenzkontrolle stattfindet,

c) in allen Verkehrsmitteln an den in lit. b
genannten Stellen und während der Fahrt,
soweit die Grenzkontrolle in Verkehrsmit-
teln stattfindet,

d) an allen Stellen im Staatsgebiet von Nach-
barstaaten, an denen dies nach den betref-
fenden Staatsverträgen zulässig ist,

auf die dort den Abfertigungsdienst versehenden
Bediensteten der Zollämter und der Zollwache
(§ 23 Abs. 2 des Zollgesetzes 1955), soweit jedoch
die Grenzkontrolle außerhalb des Amtsplatzes
eines Zollamtes (§ 28 des Zollgesetzes 1955) statt-
findet, auf die Bediensteten der Zollwache über-
tragen.

§ 2. Von der im § 1 verfügten Übertragung
wird die Grenzkontrolle

a) an den Grenzübergängen Reschenpaß, Bren-
ner, Sillian, Thörl-Maglern, Berg und
Gmünd,

b) im Eisenbahnverkehr über Buchs, Brenner,
Sillian, Thörl-Maglern, Rosenbach, Spiel-
feld-Straß, Jennersdorf, Wulkaprodersdorf,
Bruckneudorf, Marchegg und Salzburg-
Hauptbahnhof,

c) auf allen Flugplätzen, abgesehen von den
Flugplätzen Wien-Aspern, Linz-Hörsching
und Graz-Thalerhof,
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d) im Schiffsverkehr in Wien-Praterkai
ausgenommen.

§ 3. Diese Verordnung tritt drei Monate nach
ihrer Kundmachung in Kraft.

Soronics

3 2 4 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 1. August 1968 betreffend den
Geltungsbereich des Internationalen Überein-
kommens über den Eisenbahnfrachtverkehr
(CIM), des Internationalen Übereinkommens
über den Eisenbahn-Personen- und -Gepäck-
verkehr (CIV) sowie des Zusatzprotokolls
zu den beiden vorgenannten Übereinkom-
men, sämtliche unterzeichnet in Bern am

25. Februar 1961

Nach Mitteilung der schweizerischen Regie-
rung vom 15. Mai 1968 gehören folgende Staaten
dem Internationalen Übereinkommen über den
Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) (BGBl. Nr. 266/
1964 in der Fassung der Kundmachung BGBl.
Nr. 375/1967), dem Internationalen Überein-
kommen über den Eisenbahn-Personen- und -Ge-
päckverkehr (CIV), BGBl. Nr. 267/1964, sowie
dem Zusatzprotokoll zu den beiden vorgenann-
ten Übereinkommen, BGBl. Nr. 268/1964, an:

Belgien, Bulgarien, Dänemark, Finnland,
Frankreich, Irak (mit Vorbehalt), Italien, Jugo-
slawien, Liechtenstein, Luxemburg, Marokko,
Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portu-
gal, Rumänien, Schweden, Schweiz, Spanien,
Syrien, Tschechoslowakei, Tunesien, Türkei,
Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbri-
tannien und Nordirland.

Die vorstehend angeführten Vertragswerke
sind für Syrien am 7. Mai 1965, für Irak am
24. August 1965, für Tunesien am 21. Novem-
ber 1965, für die Türkei am 1. März 1966 und
für alle übrigen vorgenannten Vertragsstaaten
bereits am 1. Jänner 1965 in Kraft getreten.

Iran gehört seit 9. März 1968 den beiden vor-
genannten Übereinkommen an.

Wie die schweizerische Regierung ferner be-
kanntgab, haben die Bundesrepublik Deutschland
und die Deutsche Demokratische Republik gemäß
Abschnitt I Ziffer 1 des erwähnten Zusatzproto-
kolls am 24. Dezember 1964 bzw. am 20. No-
vember 1964 mitgeteilt, daß sie die Bestimmun-
gen der gegenständlichen Übereinkommen durch
innerstaatliche Rechtsetzung eingeführt haben
und gemäß ihren Verfassungsbestimmungen
durchführen werden.

Irak hat sich vorbehalten, die Bestimmungen
der Artikel 17, 19 und 21 des Internationalen
Übereinkommens über den Eisenbahnfrachtver-
kehr (CIM) vorderhand nicht anzuwenden.

Klaus

3 2 5 . Kündigung des Abschnittes II des Ab-
kommens zwischen der Republik Österreich
und dem Fürstentum Liechtenstein zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiete der Steuern vom Einkommen und
vom Vermögen sowie der Erbschaftssteuern

durch die Republik Österreich

Nachdem die Kündigung des Abschnittes II des
Abkommens zwischen der Republik Österreich
und dem Fürstentum Liechtenstein zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete
der Steuern vom Einkommen und vom Ver-
mögen sowie der Erbschaftssteuern durch die
Republik Österreich die verfassungsmäßige Ge-
nehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt
der Bundespräsident hiemit im Namen der
Republik Österreich gemäß Artikel 17 des am
7. Dezember 1955 in Vaduz unterzeichneten Ab-
kommens zwischen der Republik Österreich und
dem Fürstentum Liechtenstein zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen
sowie der Erbschaftssteuern die Kündigung des
Abschnittes II des vorgenannten Abkommens
zum 31. Dezember 1968.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Kündi-
gungsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesmini-
ster für Finanzen und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und
mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 26. Juni 1968

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Finanzen:
Koren

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Waldheim

Die österreichische Kündigungsurkunde wurde
der Liechtensteinischen Gesandtschaft in Bern am
27. Juni 1968 zugestellt.

Klaus
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3 2 6 . Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung von
Indien betreffend den Commonwealth Kriegsfriedhof in Klagenfurt

(Übersetzung)

INDISCHE BOTSCHAFT
WIEN

10. Juli 1968

Exzellenz!

Ich habe die Ehre, Eure Exzellenz davon in
Kenntnis zu setzen, daß die Regierung von
Indien den Wunsch hat, ein Abkommen mit der
Österreichischen Bundesregierung über den
Status des Commonwealth Kriegsfriedhofes in
Klagenfurt, Kärnten, abzuschließen.

2. Deshalb habe ich nunmehr die Ehre, ein Ab-
kommen zwischen der Regierung von Indien und
der Österreichischen Bundesregierung, nach Maß-
gabe der nachstehenden Bestimmungen vorzu-
schlagen:

(i) Die Regierung von Indien gibt der
Österreichischen Bundesregierung be-
kannt, daß die Kriegsgräberkommis-
sion des Commonwealth (Common-
wealth War Graves Commission) die
einzige Organisation ist, die von ihr
zur Obsorge für den Commonwealth
Kriegsfriedhof in Klagenfurt, Kärn-
ten, ermächtigt wurde.

(ii) Die Österreichische Bundesregierung
anerkennt die Zuständigkeit der
Kriegsgräberkommission des Common-
wealth zur Erledigung der ihr gemäß
Ziffer (i) dieses Abkommens über-
tragenen Aufgabe im Sinne des Ar-
tikels 19 Ziffer 2 des Staatsvertrages
vom 15. Mai 1955 betreffend die
Wiederherstellung eines unabhängigen
und demokratischen Österreich
zwischen der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken, dem Vereinigten
Königreich von Großbritannien und
Nordirland, den Vereinigten Staaten
von Amerika und Frankreich einer-
seits und Österreich andererseits.

(iii) Die Österreichische Bundesregierung
räumt der Kriegsgräberkommission
des Commonwealth den dauernden
kostenfreien Gebrauch der bundes-
eigenen Liegenschaft Nr. 207/3 Ein-
lagezahl 1472, Katastralgemeinde
Waidmannsdorf, Gerichtsbezirk Kla-
genfurt, Kärnten, auf der der
Commonwealth Kriegsfriedhof liegt,
auf die Dauer des Bestandes dieses
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Friedhofes und Tür Friedhofszwecke
ein. Ein Lageplan, der die Grenzen der
Liegenschaft beschreibt, ist dieser Note
angeschlossen.

(iv) Die österreichischen Behörden werden
die Kriegsgräberkommission des
Commonwealth unverzüglich auf
diplomatischem Wege unterrichten,
falls ein Antrag von Angehörigen der
Bestatteten zwecks Exhumierung aus
den Gräbern des Commonwealth
Kriegsfriedhofes in Klagenfurt gestellt
werden sollte.

3. Wenn die vorstehenden Bestimmungen für
die Österreichische Bundesregierung annehmbar
sind, habe ich die Ehre vorzuschlagen, daß die
vorliegende Note und die entsprechende Ant-
wortnote Eurer Exzellenz als ein Abkommen
zwischen der Regierung von Indien einerseits und
der Österreichischen Bundesregierung anderer-
seits betrachtet wird, das unverzüglich in Kraft
tritt.

Ich benütze diese Gelegenheit, um Eurer
Exzellenz die Versicherung meiner höchsten
Wertschätzung zu erneuern.

V. C. Trivedi m. p.

Botschafter von Indien

Seiner Exzellenz
Dr. Kurt W a l d h e i m
Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten
Wien
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DER BUNDESMINISTER
FÜR AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Wien, am 10. Juli 1968

Exzellenz!

Ich beehre mich, den Erhalt Ihrer Note vom
10. Juli 1968 zu bestätigen, die in deutscher
Übersetzung folgenden Wortlaut hat:

„Ich habe die Ehre, Eure Exzellenz davon in
Kenntnis zu setzen, daß die Regierung von
Indien den Wunsch hat, ein Abkommen mit der
Österreichischen Bundesregierung über den
Status des Commonwealth Kriegsfriedhofes in
Klagenfurt, Kärnten, abzuschließen.

2. Deshalb habe ich nunmehr die Ehre, ein Ab-
kommen zwischen der Regierung von Indien und
der Österreichischen Bundesregierung, nach Maß-
gabe der nachstehenden Bestimmungen vorzu-
schlagen:

(i) Die Regierung von Indien gibt der
Österreichischen Bundesregierung be-
kannt, daß die Kriegsgräberkommis-
sion des Commonwealth (Common-
wealth War Graves Commission) die
einzige Organisation ist, die von ihr
zur Obsorge für den Commonwealth
Kriegsfriedhof in Klagenfurt, Kärn-
ten, ermächtigt wurde.

(ii) Die Österreichische Bundesregierung
anerkennt die Zuständigkeit der
Kriegsgräberkommission des Common-
wealth zur Erledigung der ihr gemäß
Ziffer (i) dieses Abkommens über-
tragenen Aufgabe im Sinne des Ar-
tikels 19 Ziffer 2 des Staatsvertrages
vom 15. Mai 1955 betreffend die
Wiederherstellung eines unabhängigen
und demokratischen Österreich
zwischen der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken, dem Vereinigten
Königreich von Großbritannien und
Nordirland, den Vereinigten Staaten
von Amerika und Frankreich einer-
seits und Österreich andererseits.

(iii) Die Österreichische Bundesregierung
räumt der Kriegsgräberkommission

des Commonwealth den dauernden
kostenfreien Gebrauch der bundes-
eigenen Liegenschaft Nr. 207/3 Ein-
lagezahl 1472, Katastralgemeinde
Waidmannsdorf, Gerichtsbezirk Kla-
genfurt, Kärnten, auf der der
Commonwealth Kriegsfriedhof liegt,
auf die Dauer des Bestandes dieses
Friedhofes und für Friedhofszwecke
ein. Ein Lageplan, der die Grenzen der
Liegenschaft beschreibt, ist dieser Note
angeschlossen.

(iv) Die österreichischen Behörden werden
die Kriegsgräberkommission des
Commonwealth unverzüglich auf
diplomatischem Wege unterrichten,
falls ein Antrag von Angehörigen der
Bestatteten zwecks Exhumierung aus
den Gräbern des Commonwealth
Kriegsfriedhofes in Klagenfurt gestellt
werden sollte.

3. Wenn die vorstehenden Bestimmungen für
die Österreichische Bundesregierung annehmbar
sind, habe ich die Ehre vorzuschlagen, daß die
vorliegende Note und die entsprechende Ant-
wortnote Eurer Exzellenz als ein Abkommen
zwischen der Regierung von Indien einerseits und
der Österreichischen Bundesregierung anderer-
seits betrachtet wird, das unverzüglich in Kraft
tritt."

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz hiezu mitzu-
teilen, daß die Bundesregierung der Republik
Österreich mit den Vorschlägen der Regierung
von Indien einverstanden ist, daß Ihre Note und
diese Antwortnote ein Abkommen zwischen der
Bundesregierung der Republik Österreich einer-
seits und der Regierung von Indien andererseits,
betreffend den Status des Commonwealth Kriegs-
friedhofes in Klagenfurt, Kärnten, bilden sollen.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Kurt Waldheim m. p.

Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

Seiner Exzellenz,
dem Botschafter von Indien
Vishnuprasad Chunilal T r i v e d i
Wien

Klaus


